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ZEITGESPRÄCH

Neuorientierung der Forschungs- und 
Technologiepolitik?

Die westlichen Industriestaaten stehen an der Schwelle zu einer dritten industriellen Revolution, die gerade 
auch für die stark exportabhängige deutsche Volkswirtschaft neue Herausforderungen mit sich bringt. Wel
che Anforderungen stellt die stürmische technologische Entwicklung an die Politik? Wird die staatliche 
Forschungs- und Technologiepolitik ihren Aufgaben noch gerecht?

Heinz,Riesenhuber
L

Akzente und Prioritäten der Forschungsförderung

V or dem Hintergrund der grund- 
sätzliclien Ziele der For

schungsförderung -  die Erweite
rung und Vertiefung der wissen
schaftlichen Erkenntnisse, die Res
sourcen- und Umweltschonung so
wie die Steigerung der wirtschaftli
chen Leistungs- und Wettbewerbs
fähigkeit -  gibt es für die nächsten 
Jahre eine Fülle von Herausforde
rungen an die Forschungs- und 
Technologiepolitik. So muß über die 
Ausgestaltung und Gewichtung der 
notwendigen Förderungsmaßnah
men entschieden werden, und Ent
scheidungen über die Wahl der In
strumente und die Organisation der 
Willensbildung müssen getroffen 
werden.

Eine der wichtigsten Vorausset
zungen für den Fortschritt ist die 
Verwirklichung eines gesellschaftli
chen und politischen Klimas, das für 
die Forschung und technologische
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Entwicklung günstig ist. Entgegen 
der pessimistischen Grundhaltung 
der 70er Jahre müssen positives 
Verständnis und Respekt für die Er
folgsbedingungen und Eigenge
setzlichkeiten eines pluralistischen 
Forschungssektors entwickelt wer
den. Hierfür hat die Bundesregie
rung in den vergangenen zwei Jah
ren deutliche Akzente und Prioritä
ten gesetzt:

□  Forschung braucht eine Atmo
sphäre der Freiheit und der Akzep
tanz, wenn ihre wichtigsten An
triebskräfte, nämlich Motivation, 
Kreativität und Leistungswille, er
halten bleiben bzw. geweckt wer
den sollen.

□  Forschung braucht Qualitätsbe
wußtsein, Wettbewerb und Spitzen
leistungen, um mittel- und langfri
stig international bestehen zu kön
nen. Eine zentrale Aufgabe aller

Forschungsförderungen ist es, daß 
unsere Wissenschaft auf möglichst 
vielen Feldern auf Erfolgskurs geht.

Aufgaben der Politik

Die Forschung ist von der Politik 
in diesem Bereich nicht nur organi
satorisch oder durch Förderung zu 
unterstützen. Politik muß Werbung 
in Sachen Wissenschaft und For
schung betreiben. Dazu gehören:

□  Die öffentliche und argumentati
ve Unterstützung derjenigen, die für 
Freiheit und Leistung in der For
schung zugleich eintreten; das öf
fentliche Bekenntnis zur Notwen
digkeit von Leistungseliten; die An
erkennung von Spitzenleistungen.

□  Der Schutz der Wissenschaft vor 
überzogenen Befürchtungen und 
Verantwortungszuweisungen ei
nerseits, aber andererseits auch die 
frühzeitige und verantwortliche Klä-
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rung derjenigen Fragen, die durch 
neue wissenschaftliche Möglichkei
ten -  z. B. in der Gentechnik -  auf
geworfen werden, und die Schaf
fung notwendiger Regelungen oder 
deren Weiterentwicklung dort, wo 
sie nach einem gründlichen Bera
tungsprozeß notwendig erschei
nen.

□  Die Bewußtmachung der zentra
len Bedeutung der Wissenschaft für 
unsere Kultur und der Freiheit der 
Wissenschaft, z. B. für die Mei
nungsfreiheit.

Zukunftssichernde
Technologien

Diese Positionen und Zusam
menhänge sind ausführlich und klar 
im Bundesforschungsbericht 1984 
dargelegt; die Bundesregierung be
kennt sich darin eindeutig zu Lei
stungseliten in der Forschung. Die
se klare Haltung für Freiheit und Lei
stung in der Forschung hat Gegen
positionen im politischen Raum 
erstmals seit langem in die Defensi
ve gedrängt. Gerade die Ablehnung 
des technischen Fortschritts durch 
einige politische Gruppierungen 
darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß sich die Einsicht verbreitet, daß 
neue Technologien ein wirtschaftli
ches Wachstum ermöglichen, das 
Belastungen des Klimas sowie der 
Umwelt und damit des Menschen 
verringert. Dies gilt für neue Ener
gietechnologien ebenso wie für 
neue Schlüsseltechnologien, z. B. 
die Informationstechnik, neue Ma
terialien und Biotechnologie, die al
le zu einem Wachstum beitragen 
können, das energie- und ressour
censparend und umweltfreundlich 
ist.

Den Menschen ist klar geworden, 
daß nur weiterentwickelte Techno
logien und deren vernünftiger Ge
brauch die Zukunft sichern können. 
Neben den Risiken in einer immer 
stärker technisierten Landschaft

sollte man aber auch die Chancen 
und Aufgaben der technologischen 
Entwicklung der Bundesrepublik 
sehen. Als neue Aufgabenfelder 
zeichnen sich ab:

Neue Aufgabenfelder

□  Stärkung der Forschungsinfra
struktur und der Technologiebasis 
für die Bereiche Mikroelektronik, In
formations- und Kommunikations
technik.

□  Beiträge zu einer neu zu konzi
pierenden, auf ausgewählte langfri
stige Entwicklungslinien ausgerich
teten Förderung der Materialfor
schung unter Einsatz insbesondere 
der in der Kerntechnik und in der 
Luft- und Raumfahrttechnik ent
standenen material- und oberflä
chentechnischen Kenntnisse und 
Erfahrungen.

□  Konzentration der personellen 
und materiellen großforschungs
spezifischen Aktivitäten in der bio-

Die Autoren
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Dr. Heinz Riesenhuber, 48, 
ist Bundesminister für For
schung und Technologie.

Wolfgang Roth, 43, ist stell
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der SPD-Bundestagsfrak- 
tion und Vorsitzender des 
Arbeitskreises Wirtschafts
politik.

Dr. Siegfried Mann, 58, ist 
Hauptgeschäftsführer und 
Mitglied des Präsidiums des 
Bundesverbandes der Deut
schen Industrie (BDI) in 
Köln.

technologischen einschließlich der 
gentechnologischen Forschung 
und Entwicklung.

□  Multidisziplinäre und problem
orientierte Erforschung ökologi
scher Zusammenhänge und Aufklä
rung der Ursachen und Wirkungen 
von Umweltbelastungen auf Orga
nismen und Ökosysteme unter be
sonderer Betonung der langfristi
gen und synergetischen Wirkungen 
von Schadstoffen in der Umwelt.

□  Erforschung von Systemen, bei 
denen sehr viele Einzelteile kollek
tiv Zusammenwirken (Vielteilchen- 
Systemej.

n Verantwortliche Beteiligung an 
einem „Frühwarnnetz".

I ] Stärkung des Technologie- 
Transfers durch
-  Stärkung der Verbundforschung,
-  Förderung des Personaltransfers 

und des -austausches,
-  Abbau hemmender Rahmenbe

dingungen,
-  Ermutigung und Unterstützung 

von Unternehmensgründungen 
durch Mitarbeiter der Einrichtun
gen,

-  Technologie-Transferpreis.

Mitwirkung aller 
Verantwortlichen

Forschung und Technologie sind 
ein zentrales Element unserer Ge
sellschaft und Kultur. Sie müssen in 
ihren Gesetzmäßigkeiten und ge
sellschaftlichen Bedingungen wie
der besser verstanden und akzep
tiert werden, wenn die Sicherung 
der Zukunft und eine bestmögliche 
Gestaltung unserer Lebensbedin
gungen gelingen soll. Politik kann 
hierzu einen wichtigen Beitrag lei
sten. Der Erfolg wird aber letztlich 
davon abhängen, ob alle Verant
wortlichen und alle Angesproche
nen auch konstruktiv mitwirken. 
Dies gilt für die Wissenschaft eben
so wie für die Unternehmen.
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Wolfgang Roth

Eine integrierte Wirtschaftsstrukturpolitik ist notwendig

Die Frage, ob eine Neuorientie
rung der Forschungspolitik 

notwendig ist, muß eindeutig mit 
„Ja“ beantwortet werden. Eine sol
che Neuorientierung ist erforderlich

C] hinsichtlich ihrer Einbindung in 
die staatliche Politik,

□  hinsichtlich der Beachtung ihrer 
Ziele und

□  hinsichtlich ihrer Vorgehenswei
sen.

Die dritte industrielle Revolution 
hat insbesondere in den USA und in 
Japan eine Fülle gerade auch von 
staatlichen Aktivitäten ausgelöst, 
um der Herausforderung durch die 
stürmische Technikentwicklung be
gegnen zu können. Die Großaufträ
ge des US-Verteidigungsministe- 
riums und die Politik des japani
schen fs/IITI sollen als Stichworte ge
nügen.

Demgegenüber hält es die Bun
desregierung für richtig, daß der 
Staat zuschaut. Notwendig ist da
gegen eine wirtschaftsstruktur
orientierte Innovationspolitik, die 
die Zukunft der traditionellen Bran
chen, etwa Stahl und Schiffbau, 
ebenso einbezieht wie die sich ab
zeichnenden neuen Sektoren Infor
mationstechnik, Kommunikations
technik und Biotechnologie. Wir 
brauchen darüber hinaus eine ge
meinsame europäische Industrie
politik, die den Abstand unserer 
Volkswirtschaften zu den USA und 
Japan verringern hilft. Ich unterstüt
ze ausdrücklich die französische In
itiative, die eine stärkere wissen
schaftliche und industrielle Zusam
menarbeit innerhalb der EG fordert. 
EG-Präsident Gaston Thorn hat

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/X

jüngst noch einmal mit Hinweis auf 
die USA und Japan dazu aufgefor
dert, alles daranzusetzen, „jene In
dustrien zu fördern, die auch langfri
stig gesehen Wachstum erwarten 
ließen“ . Der Vorstandsvorsitzende 
von Philips, Wisse Dekker, bemän
gelt, daß in Europa noch immer kei
ne systematische Strategie für die 
„Speerspitzenaktivitäten“ der Indu
strie entwickelt worden ist: „Compu
ter, integrierte Schaltungen und 
Raumfahrt. Keine Strategie -  keine 
Prioritäten.“

Bundesregierung
ohne Konzeption

Für die Bundesrepublik unter 
Kanzler Kohl gilt dies in besonde
rem Maße. Hier ist überhaupt keine 
Linie mehr erkennbar. Während für 
den Wirtschaftsminister offiziell In
dustriepolitik oder Strukturpolitik als 
anstößig gilt, wurden 1983 9,7 Mrd. 
DM an Subventionen an herkömmli
che Branchen gewährt. Die For
schungsförderung an die Wirtschaft 
betrug im gleichen Zeitraum (ohne 
Rüstungsforschung) ca. 3,5 Mrd. 
DM.

Bei der Subventionierung von Kri
senbranchen tut die Bundesregie
rung also genau das, was für die zu
kunftsweisenden Branchen und In
dustrien als unvereinbar mit der rei
nen Lehre venworfen wird: Der Staat 
bestimmt die zu erhaltenden Sekto
ren und Branchen. Während der 
Forschungsminister im Informa
tionstechnikbericht unverhüllt dar
legt, daß es ohne staatliche Hilfen 
nicht gelingen wird, die Anwendung 
der Mikroelektronik rasch genug 
voranzutreiben, wird gleichzeitig

der Charakter dieser Maßnahme als 
Wirtschaftsstrukturpolitik bestritten. 
Hier sind z. B. die Länder Baden- 
Württemberg, Nordrhein-Westfalen 
und auch Berlin sehr viel pragmati
scher. Richtig und klarzustellen ist 
angesichts dieser Ven«irrung: Der 
auf die Wirtschaft hin orientierte en
gere Bereich der Technologie- und 
Innovationspolitik gehört uneinge
schränkt zum Kernbereich der 
staatlichen Wirtschaftsstrukturpoli
tik.

Diese Politik findet zur Zeit unter 
der Hand, unkoordiniert und ansatz
weise statt. Sie muß -  auch auf eu
ropäischer Ebene -  in ein geschlos
senes Konzept eingebracht wer
den; es bedarf des Mutes, sie beim 
Namen zu nennen: Wirtschafts
strukturpolitik, und sie muß offensiv 
statt halbherzig vertreten werden. 
Der marktwirtschaftliche Suchpro- 
zeß hat uns die meisten Basistech
nologien nicht automatisch ge
bracht. Ein enges Zusammenspiel 
zwischen Staat und Wirtschaft ist 
erfolgreicher als abzuwarten und 
dann nachzusubventionieren.

Anspruchsvolles Ziel

Wird so die Technologiepolitik zu 
einem integrierten Bestandteil der 
auf eine neue Wirtschaftsstruktur 
hin orientierten Innovationspolitik, 
so müssen aus sozialdemokrati
scher Sicht für diese neue Politik die 
bisherigen Zielvorgaben endlich 
auch ernst genommen und teilwei
se auch neu gewichtet werden. Zur 
Steigerung und Sicherung der Wett
bewerbsfähigkeit und zur Erhaltung 
und zum Ausbau menschengerech
ter Lebens-, Umwelt- und Arbeits
bedingungen genügt es nicht mehr,
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nur bestimmte Förderbeträge pro 
Jahr auszugeben und das Ergebnis 
offen zu lassen, sondern die Ziele 
müssen über den engen Bereich) 
von Forschung und Technologie 
hinaus -  wie in einem Staffellauf -  
von allen Politikbereichen durchge
halten werden.

Das wichtigste Ziel kann nur inte
griert beschrieben werden: Der In
dustriestandort Bundesrepublik 
muß gehalten werden, die Struktur 
unserer Industriegeselischaft quali
tativ verbessert werden. Weder 
können wir in einer unberührten 
Umwelt ohne Arbeitsplätze weiter
leben, noch dürfen wir übersehen, 
daß der Industriestandort Bundes
republik nur behauptet werden 
kann, wenn er ein Standort bleibt 
und sich nicht in eine Wüste ver
wandelt. Die Voraussetzungen da
fürwären besser, wenn die Möglich
keiten zu einer integrierten Wirt
schaftsstrukturpolitik schon heute 
wahrgenommen würden: Wenn

□  der Postminister das digitalisier
te Telefonnetz ausbauen und die 
notwendigen Vorleistungen zum 
Aufbau eines Glasfaserbreitband
netzes erbringen würde, statt seine 
Zukunftsinvestitionsmöglichkeiten 
durch Fernsehverteilnetze in ver
alteter Kupfertechnologie zu ver
schwenden; dies hätte positive 
Struktunwirkungen auf einen breiten 
Industriesektor;

□  der Wirtschaftsminister mit der 
Annahme der Seerechtskonvention 
die Zukunftseinschätzungen für die 
Meerestechnik- und Offshore-Indu
strie, die Werften und den Anlagen
bau klären helfen würde;

□  der Verteidigungsminister auf 
der Basis der neuen Technologien 
Großaufträge zur jetzt möglichen 
Entwicklung rein defensiver Waffen 
geben würde, was dem Anlagen
bau, der Elektronik- und Rüstungs
industrie zugute käme;

□  der Innenminister sich entschlie

ßen könnte, durch klare Normenset
zung im Umweltbereich die Voraus
setzung für die industrielle Nutzung 
von vorhandenen modernsten Um
welttechnologien zu schaffen und 
Anreize für Neuentwicklungen zu 
geben. Dabei würden Maschinen- 
und Anlagenbau, Feinmechanik, 
Elektronik, Chemie und Fahrzeug
bau wichtige Impulse bekommen.

Diese Beispiele lassen sich ver
mehren. Die Ansätze des For
schungsministers allein reichen 
nicht aus, um das anspruchsvolle 
Ziel zu erreichen. Zudem hat das 
unter dem wirtschaftsstrukturpoliti
schen Gesichtspunkt schon er
wähnte Informationstechnikpro
gramm einen entscheidenden Feh
ler. Dazu komme ich jetzt.

Mitbestimmung der 
Betroffenen

Unbestritten ist, daß -  wie es der 
BDI formuliert -  „in vielen Branchen 
die Produktpalette bereinigt und 
neu strukturiert werden (muß) zu
gunsten technologisch hochstehen
der, .intelligenter' Produkte“ . Der 
wichtigste Faktor unserer Volkswirt
schaft ist und bleibt unser -  ökono
misch gesprochen -  menschliches 
Kapital. Der immer noch gegebene 
Vorsprung unserer Volkswirtschaft 
vor den meisten anderen beruht auf 
dem Wissen und den Fertigkeiten 
einer weit überdurchschnittlich qua
lifizierten Arbeitnehmerschaft. Ihr 
demokratischer Einfluß auf die Zu
kunft von Wirtschaft und Gesell
schaft muß gewahrt werden. Damit 
die dritte industrielle Revolution, die 
Revolution durch die Computer und 
Automaten, ohne soziale Erschütte
rungen bewältigt werden kann, ist 
das wichtigste wirtschaftsstruktur
politische Instrument der Zukunft 
ein auf Konsens hin angelegter Dia
log zwischen Innovateuren und Be
troffenen.

Bei der Vorlage des Informations
technikberichts ist gegen diese

Selbstverständlichkeit
worden.

verstoßen

Der demokratische Einfluß -  also 
die Prüfung ihrer Humanität und So
zialverträglichkeit -  auf die techni
sche Entwicklung muß auf drei Ebe
nen stattfinden:

□  auf der Ebene der unmittelbar 
Betroffenen und Beteiligten;

□  auf der Ebene der Institutionen 
des demokratischen Staates und

n auf der Ebene der gesellschaftli
chen Gruppen.

Auf der Ebene der unmittelbar 
Betroffenen und Beteiligten geht es 
um die Mitbestimmung im Betrieb 
und am Arbeitsplatz bis hin zu Bür
geranhörungsverfahren oder Bür
gerklagen, auf der Ebene der politi
schen Vertretungskörperschaften 
vor allem um eine Parlamentarisie
rung der Forschungspolitik und auf 
der Ebene der gesellschaftlichen 
Gruppen um die Schaffung einer 
Konzertierten Aktion „Technik und 
Innovation“ .

Bei der gebotenen Ausweitung 
der betrieblichen Mitbestimmung 
(erste Ebene) ist unser Ziel der 
menschengerechte Arbeitsplatz. 
Hier muß Humanisierung mit der 
Anwendung neuer Technologien 
von Anfang an Hand in Hand gehen. 
Dazu gehört die weitere Qualifizie
rung der Arbeitnehmer und Be
triebsräte. Die Bundesregierung tut 
hier zu wenig. Diese Stichworte sol
len hier genügen.

Rolle des Staates

Bei der Beteiligung des Staates 
an der Diskussion um die zukünftige 
Struktur (zweite Ebene) geht es vor 
allem um eine Befassung der Parla
mente mit technologiepolitischen 
Fragestellungen. Hier sind En
quete-Kommissionen, die wir nach 
der „Kernenergie-Enquete-Kom- 
mission“ jetzt auch für die Gentech
nologie durchgesetzt haben, das
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geeignete Instrument. Enquete- 
Kommissionen sind praktizierte So- 
zialverträglichkeits-Kontrollen.

Auf der dritten Ebene der bereits 
früfier einmal in Ansätzen von der 
SPD versuchten Konzertierten Ak
tion „Forschung und Innovation“ , 
die Unternehmer- und Arbeitneh
mervertreter, Wissenschaftler und 
Politiker zusammenführen muß, 
wird Sektor um Sektor der Wirt

schaft daraufhin durchzusprechen 
sein, ob die Partner plausible Kon
zepte für die zukünftige Entwicklung 
und die Einbeziehung moderner 
Technologien haben. Hier müssen 
die Rollenverteilung (einschließlich 
Staat), die Rahmenbedingungen 
und gegebenenfalls die Förderin
strumente -  nicht nur die des Tech
nologieministers -  geklärt werden. 
Auf solch einen Dialog kann nicht

verzichtet werden. Denn noch nie in 
der langen Industriegeschichte 
stellt sich das Problem so drama
tisch wie heute. Die neuen Techno
logien machen Entwicklungen mög
lich, bei denen humaner Fortschritt 
und Schreckensszenarien sehr nah 
beieinander liegen. Solche Ent
scheidungen darf man nicht den 
Ökonomen, Technikern und Mana
gern allein überlassen.

SiegfriediMann
t

Erforderlich ist eine Stärkung von Markt und Wettbewerb

Eine Standortbestimmung und 
Bewertung staatlicher For

schungs- und Technologiepolitik in 
der Bundesrepublik an der Schwel
le zur sogenannten dritten indu
striellen Revolution muß vielfältigen 
Problemen Rechnung tragen und in 
Zusammenhängen erfolgen, die 
weit über den ressortpolitischen 
Kontext des Politikbereiches hin
ausgehen.

1 i Sie muß die internationale Wett
bewerbsfähigkeit der stark export
abhängigen deutschen Wirtschaft -  
und damit die sich weltweit vollzie
henden technischen, ökonomi
schen und politischen Entwicklun
gen ebenso wie die europäische Di
mension und die Beziehungen zu 
den USA -  einbeziehen.

n Sie muß die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Rahmenbedin
gungen in unserem Lande sehen 
und damit sowohl die ordnungspoli
tischen Grundsätze als auch den 
Zusammenhang mit der allgemei
nen Wirtschafts- und Finanzpolitik 
würdigen.

n Sie muß schließlich die Notwen
digkeiten, Möglichkeiten und Pro
bleme im föderativen System zur 
Kenntnis nehmen und (auch) hier
bei sehen, daß Forschungs- und

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/X

Technologiepolitik -  und d. h. nicht 
nur staatliche -  eine Vielzahl von 
Akteuren und eine Vielfalt von re
gionalen, sektoralen und sozialen 
Auswirkungen hat bzw. haben 
kann.

Allein schon dieser keineswegs 
vollständig skizzierte Beziehungs
und Wirkungskontext macht deut
lich, wie illusorisch und gefährlich 
sich an den Staat gerichtete Forde
rungen nach einer zukunftsorien
tierten „Industriepolitik aus einem 
Guß“ enteisen müssen. Wer eine 
staatlich gestaltete Forschungs-, 
Technologie- und Strukturpolitik 
„aus einem Guß“ anstrebt, über
schätzt dabei nicht nur die Steue
rungsmöglichkeiten des Staates, 
sondern er sollte auch offen sagen, 
daß eigentlich „Investitionslen
kung“ gemeint und damit eine quali
tativ andere Wirtschaftsordnung ge
wollt ist.

Aber auch Innovationsförde- 
rungs-Aktionismus in einer Art „Sili- 
con-Valley-Rausch“ -  zumal wenn 
er in einen Wettlauf der Bundeslän
derinteressen mündet und dabei die 
Möglichkeiten eines im Weltmaß
stab relativ kleinen Landes wie der 
Bundesrepublik überschätzt -  un
terliegt einer kurzlebigen Illusion,

die Charakter und Voraussetzun
gen einer soliden wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung 
verkennt.

Erfolgsvoraussetzungen

Die Basis einer solchen Entwick
lung liegt zuallererst in der Lei
stungsfähigkeit und Leistungsbe
reitschaft der Menschen begründet, 
und dies macht zugleich deutlich, 
daß Bildungspolitik ein mittel- und 
langfristig entscheidendes Element 
in der Stabilisierung und Stärkung 
unserer Leistungs- und Wettbe
werbsfähigkeit ist. Die zunehmend 
internationale Orientierung von 
Wirtschaft und Wissenschaft ver
langt -  angesichts der technisch
ökonomischen und sozialen Her
ausforderungen -  verstärkte An
strengungen in Bildung und Ausbil
dung. Sie verlangt hohe Qualifika
tion, Ideenreichtum und geistige 
Mobilität ebenso wie berufliche Fle
xibilität und konstruktives gesell
schaftliches Engagement. Der Bil
dungsbereich hat mit seinem Quali- 
fizierungs- und Erziehungsauftrag 
eine zentrale Bedeutung für die In
novation in Wirtschaft und Gesell
schaft. Staatliche Forschungs- und 
Wissenschaftspolitik wirkt gleicher
maßen mittel- und langfristig; sie
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muß vergleichbar grundlegende 
Voraussetzungen schaffen.

Für die wirtschaftliche Tätigkeit 
der Unternehmen sind die durch Bil
dung, Forschung und Wissenschaft 
erbrachten (Vor-)Leistungen not
wendige und bedeutsame, aber na
türlich nicht alleinige Erfolgsvoraus
setzungen. Die Umsetzung innova
tiver Ideen in wirtschaftlich erfolgrei
che Produkte, Leistungen sowie 
produktivitätsverbessernde Verfah
ren durch qualifizierte Mitarbeiter 
und effiziente Arbeitsorganisatio
nen ist an weitere -  notwendige -  
Voraussetzungen geknüpft. Sie 
kann nur gelingen (und dies ist letzt
lich entscheidend), wenn die Unter
nehmen über ausreichende Finanz
kraft im Sinne einer soliden Eigen
kapitalbasis zur Übernahme der 
wirtschaftlichen Risiken verfügen 
und die für die Realisierung notwen
digen Märkte mit privater oder öf
fentlicher Nachfrage unter fairen 
Wettbewerbsbedingungen finden. 
Die Frage der Wettbewerbsbedin
gungen ist dabei heute zunehmend 
nicht nur ein Problem des Marktzu
gangs und der Markterschließung, 
sondern auch davon abhängig, daß 
Technologietransfer und freier In
formationsaustausch gewährleistet 
sind.

Prioritäten

Die aktuelle Diskussion über 
Maßnahmen zur Stabilisierung und 
Stärkung der internationalen Wett
bewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft führt auf gefährliche Wei
se von dieser eigentlichen Proble

matik weg. So notwendig und für die 
Innovationskraft potentiell förderlich 
-  bisweilen aber auch nur spektaku
lär -  die gegenwärtige Risikokapi
taldiskussion, die Aktionsprogram
me, die Technologietransferinitiati
ven, die Einrichtung von Gründer
zentren, Innovationsparks und 
Technologiefabriken, die Verbesse
rung von Informations- und Bera- 
tungskapazitäten auch sind, so we
nig werden sie bewirken (können), 
wenn dabei das Wesentliche aus 
den Augen verloren wird: Der zen
trale Ansatzpunkt einer mehr aut In
novation und Investition setzenden 
Wachstumsstrategie für unser Land 
muß in einer deutlichen Verbesse
rung der Rahmenbedingungen, 
d. h. insbesondere der Ertragsfähig
keit und der Kapitalstruktur der 
deutschen Wirtschaft, liegen. Die 
Reform der Unternehmensbesteue
rung, die Kostenentlastung und der 
Abbau hemmender Reglementie
rungen, die Fortsetzung der Konso
lidierung der öffentlichen Haushalte 
und vor allem die handels- und 
marktordnungspolitische Erneue
rung -  im Inland, in Europa wie in 
der Weltwirtschaft -  müssen abso
lute Priorität erhalten. Daß hierbei 
leistungsfähige und leistungsberei
te Menschen den wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Prozeß tra
gen, führt uns auf die eingangs her
ausgestellte Notwendigkeit einer 
qualifizierten schulischen, berufli
chen und wissenschaftlichen Bil
dung zurück. Dies schließt das Ver
ständnis wirtschaftlicher und techni
scher Zusammenhänge ein.

Eine innovierende, im Struktur
wandel stehende Wirtschaft muß 
auf ein hohes Leistungspotential in
dustrieller Forschung und Entwick
lung zurückgreifen. Die deutsche 
Wirtschaft hat durch die Steigerung 
ihrer Eigenanstrengungen unter 
Beweis gestellt, daß sie die ihr in der 
gesellschaftlichen Arbeitsteilung 
zukommende Innovationsfunktion 
wahrnimmt und -  trotz der Fehlent
wicklungen der staatlichen Politik 
der 70er Jahre -  noch verstärken 
konnte. Im Zehnjahresvergleich 
(1973-1983), in dem die FuE-Ge- 
samtausgaben in der Bundesrepu
blik von 20,5 auf 46,8 Mrd, DM stie
gen, hat die Wirtschaft ihren Finan
zierungsanteil von 47 aut 56,2 % 
und ihren Durchführungsanteil von 
58,7 auf 67,7 % erhöhen können. 
Die 26,3 Mrd, DM, die die deut
schen Unternehmen für Forschung 
und Entwicklung im Jahre 1983 auf
gewendet haben, zeigen den hohen 
Stellenwert von FuE als zukunfts
orientierter Unternehmensfunktion, 

Auf der anderen Seite muß aber 
gesehen werden, daß die For
schungs- und Entwicklungsaufwen
dungen für Prozeß- und Produktin
novationen selbst im Durchschnitt 
der innovationsstarken Branchen 
mit hohen Absatzerwartungen nur 
ca. 48 % der gesamten Innova
tionsaufwendungen -  ohne Produk
tions- und Markteinführungskosten 
-  ausmachen. Bei unterdurch
schnittlichen Innovationsraten und 
Absatzerwartungen liegt der Anteil 
der FuE-Aufwendungen sogar we
sentlich darunter'. Bezieht man die
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Produktions-, Markterschließungs
und sonstigen Kosten ein, liegt der 
Anteil der FuE-Aufwendungen (am 
Umsatz) im Durchschnitt der FuE 
betreibenden Unternehmen unter 
3 %.

Dies verdeutlicht auch, daß die 
Stabilisierung und Verbesserung 
der internationalen Wettbewerbsfä
higkeit der deutschen Wirtschaft 
nicht allein eine Frage ihres weltweit 
anerkannten Forschungs- und Ent
wicklungspotentials ist. Denn 
Markt- und Informationsbarrieren, 
weltweites Protektionsunwesen 
und die Gefahr zunehmender Infor
mationsmonopolisierungen beein
flussen unsere Wettbewerbsfähig
keit in einem außerordentlich hohen 
Maße. Die Bundesrepublik ist so in
tensiv wie kein anderes großes In
dustrieland in die weltwirtschaftli
che Arbeitsteilung eingebunden. 
Die Freiheit der internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen ist daher 
für die deutsche Wirtschaft unab
dingbar.

Risiko und Verantwortung

Eine dem Innovationsziel dienen
de staatliche Politik muß daher vor 
dem dargestellten Hintergrund in 
erster Linie allgemeine Wirtschafts
politik und dort, wo sie sich auf die 
Industrieunternehmen bezieht, In
dustriepolitik in einem weiten Sinne 
sein. Interventionsstaatlich-investi- 
tionslenkende Assoziationen und 
Forderungen nach einer selektiven 
staatlichen Marktsteuerung und 
Strukturpolitik -  verbunden mit Be
schäftigungsauflagen -  verkennen 
auf gefährliche Weise, was staatli
che Industriepolitik in einer markt
wirtschaftlichen Ordnung leisten 
kann und leisten darf. In solch ei
nem Sinne hat sich jüngst das Wirt
schafts- und Sozialwissenschaftli
che Institut (WSI) des DGB in sei
nem Kommentar zu den Strukturbe
richten 1983 der Wirtschaftsfor

' Ifo-Konjunkturtest/Ifo-Innovationstest 1980.

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/X

schungsinstitute geäußert. Keine 
staatliche Administration dürfte je
doch in der Lage sein, einen Struk
turwandel durch Investitionslen
kung gegen die Marktkräfte herbei
zuführen. Die Gefahr einer massi
ven Fehllenkung öffentlicher und 
privater Mittel verbietet eine so ge
meinte Industriepolitik ebenso wie 
die Tatsache, daß Entscheidungs
trägern außerhalb der Wirtschaft 
hierfür letztlich weder die Legitima
tion noch die Verantwortung zu
kommt. Investition und Innovation 
sind eine originäre Aufgabe der Un
ternehmen, denn sie allein tragen 
das primäre wirtschaftliche Risiko.

Staatliche Politik

Um Forschung, Entwicklung und 
Innovation in der Wirtschaft subsi
diär zu fördern und zu unterstützen, 
leistet der Staat Beiträge, schafft 
Voraussetzungen und setzt Daten 
auf unterschiedlichen Ebenen:

□  Über die Wirtschafts- und Fi
nanzpolitik steht der Staat in der 
Verantwortung für die allgemeinen 
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbe
dingungen und beeinflußt damit auf 
entscheidende Weise die Unter
nehmensaktivitäten.

□  Über die Bildungs- und Wissen
schaftspolitik, vor allem aber über 
die Forschungs- und Technologie
politik, trägt der Staat zur Verbesse
rung der forschungsrelevanten 
Ausgangs- und Rahmenbedingun
gen bei, und zwar durch die Förde
rung der Grundlagenforschung 
ebenso wie durch die Instrumente 
der Forschungsförderung.

□  Schließlich beeinflußt der Staat 
als Nachfrager über das öffentliche 
Beschaffungswesen -  insbesonde
re in den Bereichen Post und Kom
munikationswesen sowie Verteidi
gung -  Investitionsentscheidungen 
der privaten Unternehmen (im Sin
ne einer Option) und regt damit zu
gleich technologiepolitische Wei
chenstellungen an.

Gerade dieser Aspekt der ökono
mischen Aktivität des Staates liefert 
im übrigen keineswegs -  wie gele
gentlich behauptet -  Argumente für 
eine faktische staatliche Investi
tionslenkungsfunktion (und damit 
auch nicht für eine in diesem Sinne 
angestrebte Industriepolitik). Im 
Gegenteil: Selbst in den Bereichen, 
in denen der Staat dominanter 
Nachfrager ist, bleibt er Nachfrager 
im Marl<t, und er wird keine Angebo
te finden, wenn Unternehmen nicht 
nach einzelwirtschaftlichen Krite
rien in diesen Markt investieren. (Es 
sei denn, der Staat schaffe sich als 
Investor sein eigenes Angebot und 
trüge damit das finanzielle Risiko 
selbst.)

Staatliche Förderung

Staatliche Forschungs- und 
Technologiepolitik kann wirt
schaftspolitische Maßnahmen zur 
Stärkung der Eigenkapitalbasis und 
zur Verbesserung der Ertragsfähig
keit der Unternehmen -  als wesent
liche Voraussetzung für den Aufbau 
und für die Ausweitung ihrer For
schungs- und Entwicklungsan
strengungen -  nicht ersetzen. Sie 
hat aber -  neben der Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung im 
Grundlagenbereich -  in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung ihre 
legitime Aufgabe auch gegenüber 
der Wirtschaft dort, wo Forschung, 
Entwicklung und Innovation im Ge
meinwohlinteresse bzw. gesamt
wirtschaftlich notwendig, jedoch be
hindert oder aufgrund fehlender 
Voraussetzung nicht möglich sind. 
Nur dort dürfen exogene Anreize 
gegeben werden, um Marktimpulse 
zu verstärken, bzw. Hilfen zur Ver
fügung gestellt werden, um Eigen
anstrengungen im FuE-Bereich ge
rade kleiner und mittlerer Unterneh
men zu ermöglichen. Zentraler An
satzpunkt sind dabei die für viele 
Unternehmen strategischen Eng
paßfaktoren FuE-lnvestitionen und 
FuE-Personal.
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Die Vielfalt der für diese Aufga
ben verfügbaren staatlichen För
derinstrumente entspricht den diffe
renzierten Förderfällen. Während 
die indirekten Maßnahmen (FuE- 
Sonderabschreibungen, Investi
tionszulagen und Personalkosten
zuschüsse) das allgemeine FuE- 
Potential der Wirtschaft stärken und 
die indirekt-spezifische Förderung 
aus gesamtwirtschaftlichen Erwä
gungen auf wichtigen Technologie
feldern möglichst breitenwirksam 
die Wettbewerbsfähigkeit sichern 
helfen will, steht die direkte Projekt
förderung stets unter einem beson
deren Begründungszwang. Sie 
bleibt auch in Zukunft unverzicht
bar, muß sich aber -  wegen ihres 
potentiell wettbewerbsverzerren
den Charakters -  auf das absolut 
notwendige Maß beschränken. Ei
ne direkte Förderung ist mithin dort 
angezeigt, wo sich Projekte aus 
übergeordneten Gründen der staat
lichen Daseins- und Zukunftsvor
sorge als notwendig erweisen und 
gleichzeitig hohe Risiken, ein hoher 
Finanzbedarf und lange Ausreife
zeiten bestehen.

Neuorientierung

Mit der Vorlage des Bundesbe
richt Forschung 1984 hat die Bun
desregierung, die nunmehr zwei 
Jahre in der Regierungsverantwor
tung steht, die bereits in der Regie
rungserklärung des Bundeskanz
lers vom 4. Mai 1983 angekündig
ten Grundzüge ihrer neuen For
schungspolitik dokumentiert.

Der Bundesverband der Deut
schen Industrie (BDI) hat im August 
1984 in einer ausführlichen Stel
lungnahme^ den von der Bundesre
gierung eingeleiteten Wandel in der 
Forschungs- und Technologiepoli
tik begrüßt und unterstützt diese 
vom ordnungspolitischen Grund
verständnis her konsequent markt
wirtschaftlich orientierte Politik 
nachdrücklich, ln dieser for
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schungspolitischen Grundsatzposi
tion der Industrie wird allerdings 
auch darauf hingewiesen, daß die 
Rahmenbedingungen für die Wirt
schaft und insbesondere die indi
rekte mittelstandsspezifische For
schungsförderung noch erheblich 
verbessert werden müssen. In der 
vor allem für kleine und mittlere Un
ternehmen wichtigen Förderung 
von FuE-Personal, in der industriel
len Gemeinschaftsforschung sowie 
in der Abstimmung der Forschungs
förderung zwischen Bund und Län
dern müssen die Anstrengungen 
wesentlich verstärkt werden.

Die Überprüfung der Struktur der 
bisherigen Forschungsförderung 
sowie die von der Bundesregierung 
angekündigten Veränderungen bei 
staatlichen Großforschungseinrich
tungen sind wichtige Schritte auf 
dem Weg zu einer neuen For
schungs- und Technologiepolitik. 
Mit dem eingeleiteten Abbau der di
rekten Projektförderung zugunsten 
der indirekten Förderung hat die 
Bundesregierung die notwendige 
Neuorientierung begonnen, ohne 
dabei Brüche in der Umstrukturie
rung der Förderschwerpunkte her
beizuführen.

Der von der Bundesregierung an
gestrebten besseren Zusammenar
beit von Industrieforschung, Hoch
schulen, Großforschungseinrich
tungen und sonstigen Forschungs
institutionen mißt der BDI eine ent
scheidende Bedeutung bei. Der 
Staat hat die Eigenanstrengungen 
in Wirtschaft und Wissenschaft so
wie die Kooperation, den Wissens
transfer und den Personalaus
tausch zwischen den am FuE-Pro- 
zeß Beteiligten zu erleichtern. Hier
in liegt zugleich ein wichtiger Bei
trag zur Stärkung der internationa
len Wettbewerbsfähigkeit der Bun
desrepublik.

Mit der kürzlich vorgelegten Stel
lungnahme „Industrie und Großfor
schung“  ̂ hat der BDI eine lebhafte

Diskussion in Gang gesetzt, die zu
gleich zeigt, wie notwendig der ver
stärkte Dialog zwischen Wissen
schaft, Politik und Wirtschaft ist.

Konstruktive Zusammenarbeit

Gerade auch in der Bund-Länder- 
Zusammenarbeit und in der Koordi
nierung zwischen den Bundeslän
dern sind Entwicklungen erkenn
bar, die für die Leistungsfähigkeit 
der Bundesrepublik kontraproduktiv 
wirken könnten. Dertechnologiepo- 
litsche Wettlauf der Bundesländer 
und die teilweise bestehende Kon
kurrenz von Bund- und Ländermaß
nahmen dürfen nicht in einen Pre
stigewettlauf münden. Es wäre 
wünschenswert, wenn sich Bund 
und Länder gemeinsam dieser Pro
blematik verstärkt annehmen wür
den.

Die Annahme der technologi
schen Herausforderungen bedeutet 
und erfordert ein entsprechendes 
„Klima“ geistiger Bereitschaft für In
novationen in allen gesellschaftli
chen Bereichen in einem umfassen
den Sinn, Dies macht den verstärk
ten Dialog und neue intelligente 
Kooperationsformen zwischen 
Staat, Wirtschaft und Wissenschaft 
notwendig, ohne daß es allerdings 
einer Revision der bewährten Zu
ordnung von Aufgaben und Verant
wortung in unserer pluralistischen 
Gesellschaft bedarf. Bei den zu er
wartenden Anpassungs- und Um
stellungsprozessen ist das kon
struktive Zusammenwirken aller 
verantwortlichen gesellschaftlichen 
Gruppen und dabei vor allem ein 
Grundkonsens der Sozialpartner 
ein Gebot der Stunde.

 ̂ Forschungs- und Technologiepolitik für die 
Zukunft. Stellungnahme des Bundesverban
des der Deutschen Industrie zum Bundesbe
richt Forschung 1984 der Bundesregierung, 
Köln, August 1984,

 ̂ Industrie und Großforschung, Vorschläge 
zur zukünftigen Entwicklung der Großfor
schungseinrichtungen und zur Verbesserung 
der Kooperationsmöglichkeiten mit der Indu
strie -  Stellungnahme des BDI -  Köln, August 
1984,
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